
Gesetzesentwurf

über das Bergführer- und Schneesportwesen sowie das Anbieten von Risikosportarten

vom

Der Grosse Rat des Kantons Wallis

Eingesehen die Artikel 2 und 3 des Bundesgesetzes über den Binnenmarkt vom 
6. Oktober 1995;

Eingesehen die Artikel 15, 24, 31 und 38 der Kantonsverfassung;

Auf Antrag des Staatsrates,

I. Abschnitt:

Ziele und Geltungsbereich
Art. 1 

Zweck
1Dieses Gesetz regelt die Ausübung der gewerbsmässigen Aktivität als Bergführer, Schneesportlehrer und anderer Risikoaktivitäten (im Folgenden Risikoaktivitäten genannt), soweit dies zur Gewährleistung der Sicherheit der Kundschaft notwendig ist. 

2Mit der Festlegung von persönlichen Anforderungen an den Leistungserbringer, namentlich der Gewährleistung eines hohen Aus- und Weiterbildungsstandards sowie der Festlegung anderer sachlichen Bedingungen und Auflagen soll im Interesse der Sicherheit der Kundschaft eine hohe Dienstleistungsqualität sichergestellt werden. 

Art. 2

Geltungsbereich
1Dem Geltungsbereich dieses Gesetzes unterliegen alle gewerbsmässigen Aktivitäten, welche für die Dienstleistungsbezüger mit erheblichen Gefahren verbunden sind.

2Als gewerbsmässige Aktivität gilt jede Leistungserbringung gegen Entgelt oder eine andere Form erbrachte Leistung, unabhängig davon, ob diese Aktivität haupt- oder nebenberuflich ausgeübt wird.

3Dem Gesetz sind alle natürlichen und juristischen Personen unterworfen, welche eine gewerbsmässige Risikoaktivität anbieten und ausüben.

4Der Staatsrat bezeichnet auf dem Verordnungswege die Risikoaktivitäten, die diesem Gesetz unterstellt sind, und legt die sachlichen und persönlichen Voraussetzungen fest, die zur Ausübung dieser Aktivitäten erfüllt sein müssen.

Art. 3

Ausnahmen für die persönlichen Voraussetzungen

Die persönlichen Voraussetzungen müssen nicht erfüllen:

a) 
Begleitpersonen ohne anerkannte Ausbildung, welche nur vorübergehend, höchstens jedoch eine Woche im Kanton aufhalten, Gäste von ausserhalb in den Kanton Wallis begleiten.

b)
Leiter von Schulen, Vereinen oder ähnlicher Organisationen, welche im Kanton Wallis für diese namentlich Kurse, Lager, usw. für ihre Mitglieder durchführen.

2. Abschnitt:
Organisation

Art. 4

Staatsrat

1Der Staatsrat übt die Oberaufsicht über die Risikoaktivitäten aus.

2Er bestimmt die Risikoaktivitäten, welche in den Geltungsbereich des Gesetzes fallen und kann bestimmte Risikoaktivitäten verbieten.

3Der Staatsrat kann Risikoaktivitäten reglementieren, sofern für diese keine eidgenössische Regelung besteht.

Art. 5

Departement

1Das Departement, welche für den Tourismus zuständig ist, ist mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauftragt.

2Als Bewilligungsbehörde prüft es die Voraussetzungen für die Ausübung der Risikoaktivitäten.

3Es anerkennt kantonale und ausländische Fähigkeitsausweise, sofern diese Anerkennung gegenseitig ist und diese Fähigkeitsausweise als qualitativ gleichwertig gelten.

4Als Kontrollbehörde ist sie zuständig für die Überprüfung der Risikoaktivitäten und kann namentlich die Arbeitskontrolleure für Schwarzarbeit und die kommunale sowie kantonale Polizei beiziehen.

5Das Departement führt eine ständige Liste bewilligungspflichtiger Risikoaktivitäten, auf welcher die Personen mit der entsprechenden Bewilligung aufgeführt sind, und veröffentlicht sie einmal jährlich im kantonalen Amtsblatt.

Art. 6

Kommissionen

1Die von den Berufsverbänden eingesetzten Kommissionen können vom Staatsrat anerkannt werden.

2Die Anerkennung einer Kommission ist abhängig von der Repräsentativität des Verbandes für ihren Berufsstand.

3Anerkannte Kommissionen sind Konsultativorgane, die den Staatsrat und das Departement in Sachfragen beraten.

4Die Kompetenzen und Aufgaben der Kommissionen werden in einem Leistungsvertrag mit dem Departement festgelegt.

3. Abschnitt:

Bewilligungsverfahren

Art. 7

Bewilligungspflicht

1Jede gewerbsmässige Ausübung einer Risikoaktivität, welche in den Geltungsbereich dieses Gesetzes fällt, bedarf einer persönlichen Berufsausübungsbewilligung und für Unternehmen und Schulen einer Betriebsbewilligung.

2Jede ortsfeste Anlage, welche zur Ausübung der Risikoaktivität erstellt werden will, bedarf einer Bau- und Betriebsbewilligung.

Art. 8

Bewilligungsanforderungen

1Der Staatsrat regelt die Bewilligungsvoraussetzungen in einer Verordnung.

2Dabei trägt er bei der Festlegung der Anforderungen dem Gefahrenrisiko der jeweiligen Aktivität für die Teilnehmer Rechnung.

3Als persönliche Mindestanforderung gelten grundsätzlich die Ausbildungen der Berufsverbände. Wo diese fehlen, legt das Departement die Mindestausbildung fest. Der Besuch der vorgeschriebenen Weiterbildungen ist integrierender Bestandteil der Mindestausbildung.

4Alle Personen, welche eine unter dieses Gesetz fallende Tätigkeit ausüben, müssen gegen Haftpflicht versichert sein. Der Staatsrat regelt namentlich die Höhe der Versicherungsdeckung auf dem Verordnungswege fest. 

Art. 9

Bewilligung
1Die Berufsausübungs- oder Betriebsbewilligung kann an Bedingungen und Auflagen verknüpft werden.

2Die Bewilligung wird generell an die Bedingung geknüpft, dass der Bewilligungsinhaber zu jeder Zeit für Rettungseinsätze aufgeboten werden kann. 

3Die Bewilligung ist grundsätzlich zeitlich unbeschränkt.

Art. 10
Bewilligungsentzug
1Wer die Bewilligungsauflagen nicht mehr erfüllt, namentlich die periodisch angebotenen Weiterbildungen nicht besucht, dem wird die Bewilligung entzogen.

2Der Bewilligungsentzug wird im kantonalen Amtsblatt veröffentlicht.

Art. 11
Rechtsmittel

1Gegen die Verfügung des Departements kann Einsprache erhoben werden.

2Gegen den Einspracheentscheid kann Beschwerde beim Staatsrat erhoben werden.

3Im übrigen finden die Bestimmungen des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsrechtspflege vom 6. Oktober 1976 Anwendung.

4. Abschnitt:
Massnahmen und Strafbestimmungen

Art. 12
Strafmass
1Widerhandlungen gegen dieses Gesetz und seine Ausführungsbestimmungen werden mit einer Busse bis zu 5'000 Franken, im Wiederholungsfalle bis zu 50'000 Franken geahndet.

2Wo es die Sicherheit der Kundschaft erfordert, kann das Departement überdies den zeitweiligen oder dauernden Entzug der Bewilligung verfügen.

Art. 13
Zuständige Behörde
1Das Departement beurteilt die Widerhandlungen gegen dieses Gesetz und seiner Ausführungsregelungen. Regelmässige Kontrollen werden durch die Arbeitskontrolleure vorgenommen. 

2Die in Art. 4 Abs. 3 des Dekretes betreffend die Bekenntnis der Schwarzarbeit aufgeführten Aufgaben der Arbeitskontrolleure finden sinngemäss Anwendung.

Art. 14
Rechtsmittel
Gegen die Strafverfügungen des Departements kann beim Kantonsgericht Berufung eingelegt werden.

5. Abschnitt:

Schlussbestimmungen

Art. 15
Aufhebung bisherigen Rechts

Die Artikel 36 bis 39 des Gesetzes über den Tourismus vom 09. Februar 1996, die Verordnung betreffend die Bergführer und Skilehrer vom 26. Juni 1996 und der Beschluss über die Patentgebühren im Bergführer- und Skilehrerwesen vom 27. August 1997 werden aufgehoben. 

Art. 16
Übergangsbestimmungen

1Die erteilten Patente und Berufsbewilligungen in Anwendung des Gesetzes über den Tourismus vom 09. Februar 1996 gelten als erteilte Bewilligungen.

2Die erteilten Betriebsbewilligungen für Unternehmen und Schulen bleiben während einem Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes gültig.

3Die bestehenden Rechtsverfahren bei Inkrafttreten dieses Gesetzes werden nach altem Recht zu Ende geführt.

Art. 17
Inkrafttreten

1Das vorliegende Gesetz unterliegt dem fakultativen Referendum.

2Der Staatsrat bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 


